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Text 

Publikumsrat 

§ 28. (1) Zur Wahrung der Interessen der Hörer und Seher ist am Sitz des Österreichischen 
Rundfunks ein Publikumsrat einzurichten, der aus 35 Mitgliedern besteht. 

(2) Dem Publikumsrat dürfen nicht angehören: 

 1. Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zum Österreichischen Rundfunk oder zu einem mit dem 
Österreichischen Rundfunk im Sinne des § 228 Abs. 3 HGB verbundenen Unternehmens stehen; 

 2. Personen, die in einem anderen Organ des Österreichischen Rundfunks tätig sind; dieser 
Ausschlussgrund gilt nicht für die vom Publikumsrat bestellten Mitglieder des Stiftungsrates; 

 3. Personen, die in einem Arbeits- oder Gesellschaftsverhältnis zu einem sonstigen 
Medienunternehmen (§ 1 Abs. 1 Z 6 Mediengesetz) stehen; 

 4. Mitglieder der Bundesregierung, Staatssekretäre, Mitglieder einer Landesregierung, Mitglieder 
des Nationalrates, des Bundesrates oder sonst eines allgemeinen Vertretungskörpers, ferner 
Personen, die Angestellte einer politischen Partei sind oder eine leitende Funktion einer Bundes- 
oder Landesorganisation einer politischen Partei bekleiden sowie Volksanwälte, der Präsident 
des Rechnungshofes und Personen, die eine der genannten Funktionen innerhalb der letzten vier 
Jahre ausgeübt haben; 

 5. Personen, die in einem Dienstverhältnis zu einem Klub eines allgemeinen Vertretungskörpers 
stehen sowie parlamentarische Mitarbeiter im Sinne des Parlamentsmitarbeitergesetzes; 
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 6. Personen, die einem Klub eines allgemeinen Vertretungskörpers zur Dienstleistung zugewiesen 
sind; 

 7. Angestellte von Rechtsträgern der staatsbürgerlichen Bildungsarbeit im Bereich der politischen 
Parteien (§ 1 PubFG, BGBl. Nr. 369/1984); 

 8. Mitarbeiter des Kabinetts eines Bundesministers oder Büros eines Staatssekretärs oder eines 
anderen in den §§ 5, 6 oder 8 Abs. 1 des Bezügegesetzes genannten Organs des Bundes oder 
eines Landes; 

 9. Bedienstete der Kommunikationsbehörde Austria und Mitglieder des 
Bundeskommunikationssenates sowie Angestellte der RTR-GmbH. 

(3) Der Publikumsrat ist wie folgt zu bestellen: 

 1. die Wirtschaftskammer Österreich, die Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern 
Österreichs, die Bundesarbeitskammer und der Österreichische Gewerkschaftsbund bestellen je 
ein Mitglied; 

 2. die Kammern der freien Berufe bestellen gemeinsam ein Mitglied; 

 3. die römisch-katholische Kirche bestellt ein Mitglied; 

 4. die evangelische Kirche bestellt ein Mitglied; 

 5. die Rechtsträger der staatsbürgerlichen Bildungsarbeit im Bereich der politischen Parteien 
(BGBl. Nr. 369/1984) bestellen je ein Mitglied; 

 6. die Akademie der Wissenschaften bestellt ein Mitglied. 

(4) Der Bundeskanzler hat für die weiteren Mitglieder Vorschläge von Einrichtungen bzw. 
Organisationen, die für die nachstehenden Bereiche bzw. Gruppen repräsentativ sind, einzuholen: die 
Hochschulen, die Bildung, die Kunst, der Sport, die Jugend, die Schüler, die älteren Menschen, die 
behinderten Menschen, die Eltern bzw. Familien, die Volksgruppen, die Touristik, die Kraftfahrer, die 
Konsumenten und der Umweltschutz. 

(5) Der Bundeskanzler hat die in Frage kommenden Einrichtungen und Organisationen gemäß 
Abs. 4 durch Verlautbarung im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ zur Erstattung von Dreier-Vorschlägen 
einzuladen und die eingelangten Vorschläge öffentlich bekannt zu machen. 

(6) Sechs Mitglieder werden mittels Wahl durch die Rundfunkteilnehmer (§ 2 
Rundfunkgebührengesetz, BGBl. I Nr. 159/1999) nach Maßgabe der folgenden Absätze ermittelt. 
Wahlberechtigt sind nur natürliche Personen. 

(7) Zur Wahl stehen dabei die gemäß Abs. 5 von den jeweiligen Einrichtungen und Organisationen 
zu den Bereichen Bildung, Jugend, ältere Menschen, Eltern bzw. Familien, Sport und Konsumenten 
vorgeschlagenen Personen. 

(8) Die Namen und Funktionen der betreffenden Personen sowie die Institution, die den Vorschlag 
erstattet hat, sind vom Bundeskanzler im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ bekannt zu machen. 
Gleichzeitig hat der Österreichische Rundfunk durch geeignete Maßnahmen – allenfalls mittels einer 
Fernsehsendung in einem der Programme nach § 3 Abs. 1 Z 2 – die Rundfunkteilnehmer über die zur 
Wahl stehenden Personen und den Wahlmodus zu informieren. 

(9) Der Österreichische Rundfunk hat im Rahmen der technischen Möglichkeiten und der 
wirtschaftlichen Tragbarkeit dafür Sorge zu tragen, dass jeder Rundfunkteilnehmer durch Stimmabgabe 
über Telefon, Telefax, Internet oder andere technisch vergleichbare Einrichtungen jeweils sechs Personen 
(eine für jeden Bereich) aus den zur Wahl stehenden Kandidaten auswählen kann. Dazu hat er eine Frist 
von einer Woche einzuräumen. Nach dieser Frist eingelangte Stimmen sind nicht zu berücksichtigen. 
Stichtag für die Feststellung der Wahlberechtigung ist jeweils der dem Beginn der Wahlfrist 
vorvorangegangene Monatserste. Der Österreichische Rundfunk hat dafür zu sorgen, dass die bei der 
Stimmabgabe übermittelten Daten zu keinem anderen Zweck als zur Ermittlung und Überprüfung 
(Feststellung der Identität des Wahlberechtigten) des Wahlergebnisses verwendet werden. Zur Ermittlung 
und Überprüfung des Wahlergebnisses hat die Gebühreninkasso Service GmbH nur die Daten über die 
Teilnehmernummern, Vor- und Zunamen und Geburtsdatum der Rundfunkteilnehmer dem 
Österreichischen Rundfunk zur Verfügung zu stellen. Der Österreichische Rundfunk hat die 
Rundfunkteilnehmer in geeigneter Weise darauf hinzuweisen, dass und inwieweit die bei der 
Stimmabgabe übermittelten Daten verwendet werden und insbesondere, dass die Stimmabgabe nicht 
anonym erfolgt. Es ist darauf zu achten, dass eine Person nicht mehr als einmal von ihrem Stimmrecht 
Gebrauch macht. Ein Stimmrecht kommt einem Rundfunkteilnehmer ungeachtet der Anzahl der von ihm 
betriebenen Rundfunkempfangseinrichtungen nur einmal zu. Der Österreichische Rundfunk hat überdies 
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alle Vorkehrungen gegen Missbrauch der betreffenden Daten zu treffen. Die übermittelten Daten sind 
spätestens mit Ablauf von acht Monaten nach dem Ende der Frist zur Stimmabgabe zu löschen. 

(10) Nach Ablauf der Frist zur Stimmabgabe ist das Ergebnis der Wahl von einem Notar zu 
beurkunden und durch den Österreichischen Rundfunk dem Bundeskanzler unverzüglich mitzuteilen. Der 
Bundeskanzler hat sodann zu den jeweiligen Bereichen jene sechs Personen, die die meisten Stimmen 
erhalten haben, zu Mitgliedern des Publikumsrates zu bestellen und das Wahlergebnis durch 
Bekanntmachung im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ zu verlautbaren. 

(11) Der Bundeskanzler hat nach Bestellung der Mitglieder gemäß Abs. 10 siebzehn weitere 
Mitglieder aus den eingelangten Vorschlägen zu den in Abs. 4 genannten Bereichen bzw. Gruppen zu 
bestellen, wobei für jeden Bereich ein Mitglied zu bestellen ist. 
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